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Liebe Leserinnen und Leser, 

 

ein neues Jahrzehnt beginnt und so wünsche ich Ihnen nicht nur ein 

frohes neues Jahr, sondern auch alles Gute für die 2020er Jahre! 

 

Für uns alle wird das kommende Jahrzehnt eines des Umbruchs sein. 

Klimawandel, Demografie und eine sich durch die Digitalisierung ver-

ändernde Arbeitswelt stellen große Herausforderungen dar. Für uns 

Sozialdemokraten ist dabei jedoch klar: wir wollen die Menschen bei 

den anstehenden Veränderungen unterstützen, begleiten und dafür 

sorgen, dass sie auch als Chancen wahrgenommen werden können. 

Wir wollen, und wir müssen als Politik aktiv gestalten, um für gesell-

schaftlichen Ausgleich und Zusammenhalt zu sorgen. Mit diesen Ge-

danken im Kopf haben sich die SPD-Bundestagsabgeordneten in der 

ersten Januarwoche zur Fraktionsklausur getroffen und über die kom-

menden legislativen Vorhaben gesprochen. 

 

Eine über die letzten 1 ½ Jahren viel diskutierte Frage ist am 16. Januar 

im Bundestag beantwortet worden. Die Debatte zur Verbesserung der 

Organspende-Versorgung in Deutschland war sehr emotional und ja, 

ich bin enttäuscht, dass der von mir favorisierte Gesetzesantrag zur 

sog. doppelten Widerspruchslösung keine Mehrheit gefunden hat. Ich 

halte es für überaus fraglich, ob die nun getroffene Entscheidung tat-

sächlich für die so dringend benötigte Verbesserung der Situation der 

Wartenden sorgen wird. Nichtsdestotrotz werde ich mich selbstver-

ständlich weiterhin für eine Verbesserung der Versorgung einsetzen. 

Meine zum Protokoll gegebene Rede finden Sie hier. 

 

Auch eine andere wichtige Entscheidung ist diese Woche getroffen 

worden: Die Bundesregierung und die Ministerpräsidenten der Kohle-

Länder haben sich diese Woche auf einen Zeitplan zur Abschaltung der 

deutschen Braunkohle-Kraftwerke und die Finanzierung des dadurch 

folgenden Strukturwandels verständigt. Damit ist der Weg für das par-

lamentarische Gesetzgebungsverfahren nun frei. 

  

Ich wünsche Ihnen viel Spaß beim Lesen! 

 

Ihre    

mailto:sabine.dittmar@bundestag.de
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Foto  
         der Woche 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
  
 
 
 

Statement 
der Woche 

 

"Wir müssen unsere Stimme er-

heben, wann immer Menschen 

im öffentlichen Leben herabge-

würdigt, beleidigt oder bespuckt 

werden, ganz egal, aus welchen 

Motiven Hass und Hetze sich 

speisen"  

Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier 

am 09. Januar 2020 in seiner Ansprache zum Neu-

jahrsempfang im Schloss Bellevue 

 

 

 

 

 

Highlights 
der nächsten Woche 

 
 

 

Wann Wo Was 

18.01.2020  
1 8 . 0 0  U h r   

 
 

 
21 .01.2020 

1 8 . 3 0  U h r  

 
 
 
 
 
22 .01.2020 

1 0 . 0 0  U h r  

 
 

Schwedenbergha l le,  
August-Ul lr i ch -St r .  
46,  E l fershausen  
 
 
Konferenzzentrum 
Main insel  
Schweinfurt ,  
Main insel  10-12,  
Schweinfurt   
 
 
Waltherstr .  6 ,  
Würzburg  

Eröffnungsabend  
1200 Jahre 
E lfershausen  
 
 
Neujahrsempfang 
der  Mainpost   
 
 
 
 
 
Gespräch mit  dem 
Regiona lvorstan d 
der  Johann itern  
Unter franken  

Die Schüsse auf das Abgeordne-
tenbüro meines lieben Kollegen 
Karamba Diaby in Halle haben 
uns alle schwer erschüttert.  

Rosen stecken in den Ein-
schusslöchern der Scheibe. Ein 
schönes Zeichen der Solidarität 
einer Mitbürgerin dem ich mich 
gerne anschließe. Wir stehen 
geschlossen an Deiner Seite, 
Karamba! 

Foto: Mit freundlicher Geneh-
migung Büro Diaby 
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TOP-THEMA 

ORGANSPENDE: BUNDESTAG 
HÄLT AN BISHERIGER 
ZUSTIMMUNGSREGELUNG FEST 
Das Parlament hat am Donnerstag über eine Reform 

der Organspende entschieden. Ziel ist es, dass sich 

mehr Menschen als Organspender registrieren als 

bisher. 

 

Seit Jahren hat Deutschland einen Mangel an Organ-

spenden und deutlich geringere Spenderzahlen als 

andere europäische Länder. Laut der Deutschen 

Stiftung Organtransplantation gehört Deutschland 

mit einer durchschnittlichen Rate von 11,2 Spen-

dern pro eine Million Einwohner zu den Schlusslich-

tern im internationalen Vergleich. Der Bundestag 

hat deshalb am Donnerstag ein Gesetz verabschie-

det, mit dem die Organspenderzahlen künftig ge-

steigert werden sollen (Drs. 19/11087). 

 

Zur Wahl standen den Abgeordneten zwei konkur-

rierende Gesetzentwürfe, die jeweils von Abgeord-

neten verschiedener Fraktionen erarbeitet wurden 

(Gruppenanträge). Da es sich bei der Organspende 

um eine grundlegende ethische Frage handelt, wur-

den für die Entscheidung keine Fraktionspositionen 

festgelegt. Die Gesetzentwürfe standen für zwei un-

terschiedliche Ansätze – die entscheidende Frage: 

Sollen die Menschen einer späteren Organspende 

wie bisher aktiv zustimmen, oder sollen alle automa-

tisch Organspender sein, wenn sie nicht widerspre-

chen?  

 

Zustimmungslösung oder Widerspruchslö-

sung? 
Der Bundestag hat sich in namentlicher Abstim-

mung mit einer Mehrheit dafür ausgesprochen, die 

bisherige sogenannte Zustimmungslösung beizube-

halten und weiterzuentwickeln. Den am Donnerstag 

beschlossenen Gesetzentwurf hat eine Gruppe von 

Abgeordneten um die SPD-Abgeordnete Hilde 

Mattheis erarbeitet.  

 

Das Gesetz setzt weiterhin auf eine freiwillige Ent-

scheidung und ausdrückliche Zustimmung zu einer 

späteren Organspende. Die Bürgerinnen und Bürger 

sollen aber verstärkt informiert und zu einer Ent-

scheidung animiert werden. Ziel ist es, dass sich 

möglichst alle Bürgerinnen und Bürger mit der Frage 

der Organspende auseinandersetzen und ihre Ent-

scheidung dokumentieren. Um das zu erreichen, 

sollen sie regelmäßig zu ihrer Haltung zur Organ-

spende befragt werden, etwa wenn sie beim Amt ei-

nen neuen Ausweis beantragen. Das Gesetz sieht 

zudem vor, dass ein bundesweites Onlineregister 

eingerichtet wird. Hier werden alle Menschen ver-

zeichnet, die sich für eine Organspende entschieden 

haben. 

 

Spende muss Spende bleiben  
In der Debatte sprach sich Mattheis für eine Stär-

kung der Zustimmungsregelung aus: „Eine Spende 

muss eine Spende bleiben.“ Es sei ein aktiver, frei-

williger und selbstbestimmter Akt der Solidarität. 

Zudem betonte Mattheis, dass keineswegs sicher 

sei, dass es mit der Widerspruchslösung zu höheren 

Zahlen bei der Organspende komme. „Es gibt keinen 

signifikanten Zusammenhang zwischen der Wirkung 

einer Widerspruchslösung und den Spenderzahlen.“ 

Höhere Zahlen in anderen Ländern erklärten sich 

vor allem mit besseren Strukturen in den Kranken-

häusern.  

 

Ähnlich sah es die ehemalige Bundesgesundheitsmi-

nisterin Ulla Schmidt (SPD). Dass die Spenderzahlen 

in Deutschland so gering seien, liege nicht an der Zu-

stimmungslösung. „Es liegt an den Strukturen in den 

Krankenhäusern, die nicht so sind, wie wir sie gerne 

hätten. Wenn 86 Prozent der Bürgerinnen und Bür-

ger sagen, dass sie spendebereit sind, müssen wir 

uns überlegen, wie wir es schaffen, dass sie ihre Or-

gane auch tatsächlich spenden“, sagte sie in der De-

batte. Es komme bei der Organspende darauf an, 

dass die Menschen Vertrauen in das System hätten. 

„Mit der positiven Zustimmung erreichen wir hier 

viel mehr als mit der Widerspruchslösung.“  

 

Bundestag lehnt Widerspruchslösung ab 
Abgelehnt hatte der Bundestag zuvor einen alterna-

tiven Gesetzentwurf, den eine Gruppe um den SPD-

Abgeordneten Karl Lauterbach vorgelegt hatte. Sie 

forderten darin die Einführung einer Widerspruchs-

lösung – und damit eine grundsätzliche Änderung im 

System der Organspende: Alle Bürgerinnen und Bür-

ger gelten zunächst als potenzieller Organspender, 

sofern sie nicht ausdrücklich widersprechen. Im 

Zweifel können auch die nächsten Angehörigen 

über eine Organspende entscheiden, wenn sie 

glaubhaft machen können, dass die Betroffenen 

kein Spender sein wollten.  
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Deutschland sei bei Organspenden Schlusslicht in 

Europa, sagte Lauterbach in der Bundestagsdebatte. 

„Dabei haben wir eigentlich eine hohe Spendenbe-

reitschaft.“ Was fehle, sei eine einfache, unbürokra-

tische Regelung, wie man zum Spender wird. Diese 

Regelung sei die Widerspruchslösung, für die sich 

auch fast alle mit dem Thema betroffenen Ärzteor-

ganisationen einsetzten. „Es gibt damit keine Pflicht 

zur Spende, sondern eine Plicht, nein zu sagen, 

wenn man nicht spenden will.“ 

 

Auch der SPD-Abgeordnete Thomas Oppermann 

plädierte für die Widerspruchslösung. In allen Län-

dern, in denen sie gelte, seien die Organspenderzah-

len höher als in Deutschland. „Das Selbstbestim-

mungsrecht wird durch die Widerspruchslösung 

nicht beeinträchtigt“, so Oppermann. Im Gegenteil: 

Die Menschen würden dazu animiert, ihr Selbstbe-

stimmungsrecht auszuüben und eine Entscheidung 

zu treffen. 

 

„Das Recht auf Leben ist stärker zu bewerten als das 

Recht, sich nicht entscheiden zu müssen“, sagte 

Matthias Bartke (SPD). Das Problem bei der Organ-

spende seien nicht diejenigen, die nein sagen, son-

dern diejenigen, die sich nicht entscheiden. „Keine 

Entscheidung ist in diesem Fall eben doch eine Ent-

scheidung – eine gegen die Organspende.“ 

 

Das Wichtigste zusammengefasst: Die Zahl der Or-

ganspender in Deutschland soll mit regelmäßigen 

Abfragen und der Einrichtung eines Onlineregisters 

gesteigert werden. Der Bundestag hat am Donners-

tag mit 432 von 669 abgegebenen Stimmen für ei-

nen Entwurf einer Abgeordnetengruppe votiert, der 

vorsieht, dass Bürger künftig stärker sensibilisiert 

werden und ihre Spendebereitschaft in einem On-

line-Register festhalten können. Abgelehnt wurde 

der Vorschlag einer Widerspruchsregelung, nach 

der jeder Bürger Organspender geworden wäre, 

wenn er dem nicht zuvor widersprochen hat. 

 

 

 

 

 

 

 

 

INNERES 

STRAFRECHTLICHER SCHUTZ BEI 
VERUNGLIMPFUNG DER 
EUROPÄISCHEN UNION UND 
IHRE SYMBOLE 
Immer öfter ist zu sehen, dass Flaggen bestimmter 

Länder voller Hass verbrannt werden. Mit einem Ge-

setzentwurf des Bundesrates, den das Parlament 

am Mittwoch in erster Lesung debattiert hat, sollen 

nicht-deutsche staatliche Symbole zukünftig noch 

besser geschützt werden (Drs. 19/14378). 

 

Die Verletzung von Flaggen und Hoheitszeichen aus-

ländischer Staaten ist bereits nach § 104 des Straf-

gesetzbuches (StGB) strafbar. Jedoch wird in § 104 

Absatz 1 StGB das Zerstören oder Beschädigen der 

Flagge eines ausländischen Staates derzeit nur dann 

unter Strafe gestellt, wenn sie auf der Grundlage 

von Rechtsvorschriften oder nach anerkanntem 

Brauch öffentlich gezeigt wird. Diese genannten Vo-

raussetzungen erfüllt beispiels-weise das öffentliche 

Verbrennen einer ausländischen Staatsflagge wäh-

rend einer Demonstration jedoch nicht. 

 

§ 104 StGB hat einen doppelten Schutzzweck: Ge-

schützt ist zum einen das Ansehen ausländischer 

Staaten, zum anderen das Interesse der Bundesre-

publik Deutschland an guten Beziehungen zu ande-

ren Staaten. Denn das öffentlichkeitswirksame Ver-

brennen einer ausländischen Flagge, zum Beispiel 

bei einer Demonstration, kann sowohl das Ansehen 

des ausländischen Staates als auch die guten Bezie-

hungen zu dem Staat beeinträchtigen und soll aus 

diesem Grund zukünftig strafbar sein. 

 

Der neue Tatbestand beschränkt sich auf das Zerstö-

ren und Beschädigen, weil dadurch symbolhaft das 

Existenzrecht des betroffenen Staates in Frage ge-

stellt wird. Betroffen von der neuen Regelung sind 

auch Flaggen, die offenkundig in Anlehnung an die 

offizielle Staatsflagge hergestellt worden und diesen 

ähnlich sind. 

 

Es bedarf nicht der Ermächtigung der Bundes-

regierung 
Eva Högl, zuständige SPD-Fraktionsvizechefin, und 

der Berichterstatter für das Thema, Helge Lindh, er-

läutern die Haltung der SPD-Bundestagsfraktion: „Es 

ist unerträglich, wenn in Deutschland Flaggen von 
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Staaten verbrannt werden. Das gilt insbesondere im 

Fall der israelischen Flagge. Vor dem Hintergrund 

der schrecklichen nationalsozialistischen Verbre-

chen dürfen wir nicht tatenlos dabei zusehen, wenn 

in Deutschland öffentlich israelische Flaggen oder 

jüdische Symbole zerstört oder beschädigt werden. 

Auch in anderen Staaten würde das Ansehen 

Deutschlands Schaden nehmen, wenn wir es zulie-

ßen, dass Flaggen verbrannt werden. Deshalb soll 

das öffentliche Verbrennen von Flaggen ausländi-

scher Staaten unter Strafe gestellt werden.“ 

 

Högl und Lindh führen auch aus, was noch mit dem 

geplanten Gesetz beschlossen wer-den soll: „Wir 

wollen die im Fall des Böhmermann-Gedichtes rele-

vante Ermächtigung der Bundesregierung zur 

Durchführung von Strafverfahren aufgrund von An-

zeigen ausländischer Staatsorgane beseitigen. Die 

Justiz- und Strafverfolgungsbehörden in Deutsch-

land haben ein hohes Maß an Verantwortungsbe-

wusstsein und Erfahrung, um die Frage der Einlei-

tung eines Strafverfahrens beurteilen zu können. 

Dazu bedarf es nicht der Ermächtigung der Bundes-

regierung. Diese Voraussetzung soll deshalb gestri-

chen werden.“ 

 

Heißt: Die bisherige Prozessvoraussetzung, wonach 

die Bundesregierung die Ermächtigung zur Strafver-

folgung erteilt, entfällt. Das Erfordernis des Strafver-

langens der ausländischen Regierung stellt sicher, 

dass Strafverfahren unterbleiben, die dem Interesse 

des verletzten Staates zuwiderlaufen (zum Beispiel 

wenn der verletzte Staat befürchtet, dass durch ein 

Strafverfahren und die damit verbundene öffentli-

che Erörterung der Schaden noch vergrößert wird). 

 

Das Wichtigste zusammengefasst: Der Bundestag 

hat einen Vorschlag des Bundesrates debattiert, 

durch den künftig die Verbrennung von Flaggen aus-

ländischer Staaten und auch der EU-Flagge unter 

Strafe gestellt werden soll. Denn das schadet nicht 

nur dem Ansehen des betroffenen Staates, sondern 

auch dem Ansehen der Bundesrepublik Deutsch-

lands. 

 

 

 

 

 

 

VERBESSERUNG DER 
RAHMENBEDINGUNGEN VON 
LUFTSICHERHEITSRECHTLICHEN 
ZUVERLÄSSIGKEITSÜBERPRÜFU
NGEN 

 
Ein Gesetzentwurf der Koalition soll zu einer weite-

ren Verbesserung der Luftsicherheit führen. Am 

Mittwoch hat sich der Bundestag in erster Lesung 

mit der Vorlage befasst (Drs. 19/16428). 

 

Der Hintergrund: Angriffe sogenannter Innentäter 

können heute eine große Bedrohung für die Sicher-

heit des zivilen Luftverkehrs darstellen. Zum Schutz 

vor derartigen Angriffen wird die Zuverlässigkeit al-

ler Personen überprüft, die in besonderer Weise 

Einfluss auf die Sicherheit des Luftverkehrs nehmen 

können.  

 

Hierzu sollen die Rahmenbedingungen dieser so ge-

nannten luftsicherheitsrechtlichen Zuverlässigkeits-

überprüfungen maßgeblich verbessert werden. Im 

Wesentlichen sollen die Möglichkeiten des Informa-

tionsaustausches zwischen den Luftsicherheits- und 

an-deren Behörden (insbesondere der Bundespoli-

zei und den Zollbehörden) zum Zweck der Zuverläs-

sigkeitsüberprüfung von luftsicherheitsrelevanten 

Personen erweitert werden. 

 

Darüber hinaus werden die gesetzlichen Grundla-

gen für ein bundesweites Luftsicherheitsregister ge-

schaffen, um die Verarbeitung und den Austausch 

von Informationen über Zuverlässigkeitsüberprü-

fungen zu erleichtern und zu modernisieren. Eine 

Evaluierung des Gesetzesvorhabens ist innerhalb 

von fünf Jahren nach dessen Inkrafttreten vorgese-

hen. 

 

Das Wichtigste zusammengefasst: Personen, die in 

dem hochsensiblen Bereich Luftsicherheit tätig sind, 

müssen besonders auf ihre Zuverlässigkeit über-

prüft werden. Die Möglichkeiten des Informations-

austausches zwischen den Luftsicherheits- und an-

deren Behörden, zum Beispiel der Bundespolizei, 

sollen dementsprechend verbessert werden. 
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RECHTSPOLITIK 

VERSUCHSSTRAFBARKEIT DES 
CYBERGROOMINGS 
Am Freitag hat der Bundestag in 2/3. Lesung einen 

Gesetzentwurf zur Versuchsstrafbarkeit des Cy-

bergroomings verabschiedet (Drs. 19/13836). 

 

Das Ansprechen von Kindern im Internet mit dem 

Ziel der Anbahnung sexueller Kontakte ist seit dem 

Jahre 2004 als sogenanntes Cybergrooming straf-

bar. Da die Norm jedoch bereits vorbereitende 

Handlungen des Täters unter Strafe stellt, wird die-

ser Tatbestand nach geltendem Recht ausdrücklich 

von der Versuchsstrafbarkeit ausgenommen. Der 

Straftatbestand greift deshalb bisher dann nicht, 

wenn der Täter irrig glaubt, auf ein Kind einzuwir-

ken, tatsächlich aber mit einem Erwachsenen, zum 

Beispiel einem Elternteil oder Ermittler, kommuni-

ziert. 

 

Mit dem neuen Gesetz stellt das Parlament nun den 

Versuch des Cybergroomings in Zukunft unter 

Strafe, wenn die Vollendung der Tat allein daran 

scheitert, dass der Täter irrig annimmt, auf ein Kind 

einzuwirken.  

 

Zudem erweitern die Abgeordneten die Handlungs-

möglichkeiten der Strafverfolgungsbehörden im 

Rahmen der Ermittlungen wegen des Verdachts der 

Kinderpornographie. Die einschlägigen Foren ver-

langen von den Nutzern zumeist, dass diese bei der 

erstmaligen Registrierung und dann in regelmäßigen 

Abständen als „Vertrauensbeweis“ selbst kinderpor-

nographisches Material zur Verfügung stellen. Den 

Ermittlungsbehörden ist nach geltendem Recht der 

Zugang zu diesen Foren daher erheblich erschwert.  

 

Die neue Regelung soll den Strafverfolgungsbehör-

den nun unter engen Voraussetzungen erlauben, 

kinderpornographische Schriften künstlich (compu-

tergeneriert) herzustellen und für Ermittlungen zu 

verwenden. Die Nutzung von echten Bildern bleibt 

selbstverständlich verboten. Diese dürfen auch 

nicht zur Herstellung der künstlichen Bilder verwen-

det werden. 

 

 

Das Wichtigste zusammengefasst: Die Koalition will 

mit einem neuen Gesetz Kinder und Jugendliche im 

Internet besser schützen. Täter können dann noch 

effektiver verfolgt werden, wenn sie mit dem Ziel im 

Netz unterwegs sind, sexuellen Missbrauch oder die 

Herstellung von Kinderpornografie anzubahnen. 

Künftig soll es auch strafbar sein, wenn die Täter nur 

glauben, mit einem Kind zu kommunizieren – tat-

sächlich aber mit verdeckten Ermittlern oder den El-

tern Kontakt haben. 

 

SOZIALES 

EINFÜHRUNG EINER 
WOHNUNGSLOSENSTATISTIK 
Wohnungslosigkeit gehört zu den schlimmsten For-

men von Armut. Sie führt nicht nur zu sozialer Aus-

grenzung, sondern bringt die betroffenen Men-

schen in eine extrem kritische Lage. Die Politik muss 

daher wirksam gegen Wohnungslosigkeit vorgehen. 

Bund, Länder und Kommunen sind hier gleicherma-

ßen gefordert. Allerdings stehen bislang keine be-

lastbaren Daten und Statistiken darüber zur Verfü-

gung, wie viele Menschen tatsächlich von Woh-

nungslosigkeit betroffen sind. Das soll sich ändern.  

 

Der Deutsche Bundestag hat am Donnerstag in 2./3. 

Lesung den Gesetzentwurf der Koalition zur Einfüh-

rung einer Wohnungslosenberichterstattung be-

schlossen (Drs. 19/15651). Dabei sollen unter ande-

rem das Alter, Geschlecht, die Staatsangehörigkeit 

und die Haushaltsgröße erfasst sowie dokumentiert 

werden, in welcher Art Unterkünfte die betroffenen 

Menschen seit wann leben.  

 

Das Parlament kommt damit langjährigen Forderun-

gen sozialpolitischer Verbände und der Bundeslän-

der nach. Mit einem Änderungsantrag greifen die 

Abgeordneten die Anregung der Ausschussanhö-

rung auf, die Statistik mittelfristig – soweit möglich 

– auf eine breitere Datengrundlage zu stellen. Au-

ßerdem soll sich die Berichterstattung auch auf Stra-

ßenobdachlosigkeit und Menschen, die bei Ver-

wandten oder Freunden unterkommen, beziehen. 

Und es soll eine Revisionsklausel geben, die eine An-

passung des Gesetzes an die gesammelte Datenlage 

ermöglichen soll. 
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Mit der neuen, gesetzlich geregelten Bundesstatistik 

schafft die Koalition erstmals eine solide Daten-

grundlage zur Wohnungslosigkeit in Deutschland. 

Die Statistik soll dazu beitragen, um vor Ort pas-

sende Maßnahmen und Präventionsprogramme auf 

den Weg zu bringen, die Wohnungs- und Obdachlo-

sigkeit vermeiden. 

 

Die Wohnungslosen-Statistik ist ein wichtiger erster, 

längst überfälliger Schritt, der auch dem Armuts- 

und Reichtumsbericht der Bundesregierung eine 

bessere Aussagekraft in Bezug auf dieses Thema er-

möglicht. 

 

Das Wichtigste zusammengefasst: Ein neues Gesetz 

sieht vor, erstmals 2022 eine genaue Statistik dar-

über zu erfassen, wie viele Menschen in Deutsch-

land ohne Wohnung und dementsprechend in für 

sie vorgesehenen Notunterkünften der Städte und 

Gemeinden untergebracht sind. Die Statistik soll 

dazu beitragen, um vor Ort passende Maßnahmen 

und Präventionsprogramme auf den Weg zu brin-

gen, die Wohnungs- und Obdachlosigkeit vermei-

den. 
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